
9    MMW-Fortschr. Med. Nr. 14 / 2010 (152. Jg.)

unternehmen arztpraxis –

400-Euro-Jobs richtig dokumentieren
– Bei mehreren parallel ausgeübten Mi-
nijobs kann durch Überschreiten der mo-
natlichen Entgeltgrenze von 400 Euro eine 
Versicherungspflicht eintreten. Um die 
versicherungsrechtliche Beurteilung der 
Beschäftigung richtig durchführen zu kön-
nen, sollte der Arzt als Arbeitgeber daher 
bei Beginn einer solchen Beschäftigung 
abfragen, ob der betreffende Arbeitneh-
mer – z.B. die Reinigungskraft – bereits bei 
anderen Arbeitgebern geringfügig oder 
versicherungspflichtig beschäftigt ist. 
Es empfiehlt sich, einen „Personalfrage-
bogen für geringfügig Beschäftigte“ aus-
zufüllen und vom Arbeitnehmer unter-
schreiben zu lassen. 

Praxisbesonderheiten gezielt melden
– Im Arznei- und Heilmittelbereich wer-
den Wirtschaftlichkeitsprüfungen auf der 
Basis der Richtgrößen bzw. des Richtgrö-
ßenvolumens durchgeführt. Überschrei-
tet eine Praxis ihr Richtgrößenvolumen 
bei den Arznei- oder Heilmitteln eines 
gesamten Jahres um mehr als 25%, wird 
eine Richtgrößenprüfung eingeleitet. 
Führen Praxisbesonderheiten, wie bei-
spielsweise sehr teure Behandlungsfälle 
nicht zu einer Reduzierung des Über-
schreitungsvolumens auf unter 25%, 
droht ein Richtgrößenregress. 
Aus diesem Grund können von niederge-
lassenen Vertragsärzten Praxisbesonder-
heiten als „vorsorgliche Meldungen“ an 
die Prüfgremien weitergeleitet werden. 
Oft ist ein solcher Vorabaufwand aber 
nicht notwendig, da die Prüfstellen die 
Möglichkeit haben, die Verordnungen im 
Arznei- und Heilmittelbereich der Ärzte 
über eine Datenbank einzusehen und so 
Praxisbesonderheiten selbst zu erkennen. 
Diese Vorabprüfung führt dazu, dass 
mehr als 80% der Prüfanträge der Kran-
kenkassen hinfällig werden, da besonde-

re Verordnungen die Richtgrößenüber-
schreitung erklären bzw. auf unter 25% 
reduzieren. Zeigen die Verordnungen in 
der Vorabprüfung für die Prüfstelle keine 
Praxisbesonderheiten, und wird die Richt-
größenüberschreitung von mehr als 25% 
entsprechend reduziert, informiert die 
Prüfstelle die Praxen und bittet, ggf. vor-
handene Praxisbesonderheiten bei der 
Verordnung zu melden. Dies führt meist 
dazu, dass auch dann noch in mehr als 
50% dieser Fälle vorhandene Praxisbe-
sonderheiten die Richtgrößenüberschrei-
tung erklären und kein Regress resultiert. 
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So gesehen reicht es aus, Praxisbesonder-
heiten möglichst genau zu dokumentie-
ren, aber keine „vorsorglichen Meldungen 
über Praxisbesonderheiten“ zu verschi-
cken. Denn erst dann, wenn ein Richtgrö-
ßenverfahren eingeleitet wird, fragt die 
Prüfstelle danach und die betroffene Pra-
xis kann mit einer Stellungnahme gezielt 
die vorhandenen Praxisbesonderheiten 
darlegen.

Wenn ein Sozialversicherungsträger 
erst im Nachhinein zum Beispiel 
durch Datenabgleich oder im Rahmen 
einer Betriebsprüfung, feststellt, dass 
die Beschäftigung vom Arbeitgeber 
falsch beurteilt wurde und eigentlich 
keine Geringfügigkeit und damit 
Versicherungsfreiheit besteht, tritt 
diese erst mit der Bekanntgabe der 
Feststellung durch die Einzugsstelle 
oder durch einen Rentenversiche-
rungsträger ein. Sie gilt damit nur für 
die Zukunft, während für die zurück-
liegende Zeit die Beschäftigung ver-

sicherungsfrei bleibt. Diese Regelung gilt 
allerdings nicht, wenn der Arbeitgeber 
vorsätzlich oder grob fahrlässig versäumt 
hat, den Sachverhalt für die versiche-
rungsrechtliche Beurteilung aufzuklären. 
Dies kann unterstellt werden, wenn der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmer bei Be-
schäftigungsbeginn nicht nach weiteren 
Beschäftigungen gefragt bzw. die Angabe 
weiterer Beschäftigungen ignoriert hat. 
In diesem Fall tritt eine Versicherungs-
pflicht auch für die Vergangenheit ein 
und die Beiträge müssen nachgezahlt 
werden!
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Werbeverbot 
gelockert
– Nach einem Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts darf ein Arzt mit Leistun-
gen, die über dem Standard der gesetz-
lichen Krankenkassen liegen, werben. 
Hinweise dieser Art sind nach Auffassung 
der Richter eine angemessene Informa-
tion des Publikums. Ein Verbot ist deshalb 
mit dem Grundrecht der freien Berufs-
ausübung nicht vereinbar (Az.: 3 C 4/09).

– MMW Kommentar

Der konkrete Fall bezieht sich zwar auf ei-
ne Gruppe von etwa 40 Zahnärzten bun-
desweit, kann aber auf den humanmedi-
zinischen Bereich übertragen werden. Die 
Gruppe hatte sich unter einem Namen 
zusammengeschlossen und aus eigenen 
Stücken zu höheren Behandlungsstan-
dards verpflichtet. Dabei setzten sie ein 
Qualitätssiegel ein, um Patienten auf das 
Angebot aufmerksam zu machen. Die 
zuständige Zahnärztekammer untersagte 
dies, scheiterte aber nun vor dem Bundes-
verwaltungsgericht.




